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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Göiter, Dr. Waigei, Dr. Aithammer, 
Frau Benedix, Dr. Fuchs, Hauser (Krefeid), Dr. Hornhues, Frau Hürland, Hussing, 
Dr.-Ing. Oldenstädt, Dr. Probst, Dr. Schäubie und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/2430 — 

betr. Finanzierung des Bildungsgesamtpianes, Lehrerausbiidung und -besoldung 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 29. August 1974 - MB/II A2-0104-6 - 24/74 - 
die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen wie folgt beantwortet; 

Die Bundesregierung hat ihren Standpunkt zur Frage der Finan- 
zierung des Bildungsgesamtplanes wiederholt dargelegt, zuletzt 
Anfang Juni 1974 in einer Antwort auf eine entsprechende An- 
frage des Abgeordneten Pfeifer (CDU) (Bundestagsprotokoll 
vom 6. Juni 1974, Anlage 28, Seite 7142). Die Bundesregierung 
ist jedoch gern bereit, noch einmal grundsätzlich ihren Stand- 
punkt zusammenfassend darzulegen. 

Wegen des Sachzusammenhanges werden die Fragen 1 bis 3 
und 8 zusammen behandelt. 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die in der Sitzung vom 
24. Juni 1974 geäußerte Auffassung des Finanzplanungsrates, 
daß der Bildungsgesamtplan nicht in allen Teilen bis 1985 voll 
verwirklich werden kann? Welche Konsequenzen ergeben sich 
daraus, oder glaubt die Bundesregierung, daß die quantitative 
Zielsetzung des Bildungsgesamtplanes bis 1985 im Rahmen einer 
allgemein für tragbar gehaltenen Steuerquote zu realisieren ist? 

2. Sofern die Bundesregierung die Auffassung des Finanzplanungs- 
rates teilt, wo will sie Prioritäten setzen, und wo hält sie Ab- 
striche für unumgänglich? Welche neuen zeitlichen Vorstellun- 
gen hat die Bundesregierung hinsichtlich der Verwirklichung 
des Bildungsgesamtplanes? 

3. Welche konkreten Vorschläge zu den in den Fragen 1 und 2 
genannten Problemen will die Bundesregierung in der für die 
Bildungsplanung zuständigen Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung mittelfristig bis 1978 und langfristig unterbreiten? 
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8. Hält es die Bundesregierung angesichts dieser Situation nicht 
für dringend erforderlich, nunmehr - wie von der CDU/CSU seit 
langem gefordert - ein neues abgestimmtes Bildungsbudget 
vorzulegen? 


Der Bildungsgesamtplan enthält ein zwischen Bund und Ländern 
abgestimmtes langfristiges Sachkonzept für die Entwicklung des 
Bildungswesens bis 1985. Er wurde nach intensiven Beratungen 
am 30. November 1973 von den Regierungschefs von Bund und 
Ländern verabschiedet und ist damit der langfristige Rahmen 
für die Entwicklung des gesamten Bildungswesens unseres 
Staates. 

Das Bildungsbudget als Teil des Bildungsgesamtplanes stellt das 
Sachkonzept den gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
gegenüber, es ermittelt die Kosten, und es zeigt auf, in welchen 
Schritten und zu welchen Terminen die notwendigen Entschei- 
dungen getroffen und finanzielle Bindungen eingegangen wer- 
den müssen, um das gesamte Sachkonzept im Zeitablauf zu 
realisieren. Damit bildet das Bildungsbudget im Rahmen der 
sachlichen und rechtlichen Möglichkeiten die erforderliche Er- 
gänzung für eine den gesamt- und finanzwirtschaftlichen Ge- 
gebenheiten angepaßte langfristige Sachplanung. 

Das Bildungsbudget beinhaltet jedoch nicht eine Entscheidung 
über die konkrete Finanzierung des Sachprogramms im einzel- 
nen bis zum Jahre 1985. Im Bildungsgesamtplan und in dem Be- 
schluß der Regierungschefs von Bund und Ländern ist dargelegt, 
daß die Kostenannahmen des Bildungsbudgets für den Zeitraum 
bis 1985 als Entscheidungshilfen für die Fortschreibung der 
mittelfristigen Finanzpläne anzusehen sind und daß, soweit die 
bildungspolitischen Zielvorstellungen für diesen Zeitraum 
finanzielle Auswirkungen haben, ihre Festlegung in quantita- 
tiver und zeitlicher Hinsicht in Abstimmung mit den mittel- 
fristigen Finanzplanungen erfolgt. Diesem Ziel einer verbesser- 
ten Abstimmung zwischen Sach- und Finanzplanung wird auch 
eine weitere Aktualisierung und Verbreiterung der bildungs- 
statistischen Datenbasis dienen, um die sich die Bundesregie- 
rung gegenwärtig in Gesprächen mit den Ländern bemüht. 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung erarbeitet im 
Hinblick auf Prioritätensetzung und Budgetierung z. Z. unter Mit- 
wirkung der Finanzminister einen mittelfristigen Stufenplan bis 
1978. Hierin wird, aufbauend auf dem bis heute erreichten Stand, 
dargelegt werden, welche Maßnahmen im Bildungsbereich mit 
welchen Mitteln mittelfristig durchgeführt werden können und 
wie sich diese Maßnahmen in den heute erkennbaren gesamt- 
und finanzwirtschaftlichen Rahmen einpassen. Damit werden 
- entsprechend dem Abkommen über die Bund-Länder-Kommis- 
sion für Bildungsplanung - die erforderlichen Unterlagen für 
konkrete Sach- und Finanzierungsentscheidungen vorgelegt, die 
von Bund, Ländern und Gemeinden zu treffen sein werden. Die 
notwendige Flexibilität, die jede langfristige Planung aufweisen 
muß, um sich ändernden Bedingungen anpassen zu können, ist 
dadurch gewährleistet, daß die Überprüfung des mittelfristig 
Realisierbaren jeweils im Zusammenhang mit der Fortschrei- 
bung der mehrjährigen Finanzpläne erfolgt. Daß dabei die ge- 
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samt- und finanzwirtschaftlichen Rahmenbedingungen sowie der 
Ausgabenbedarf in den übrigen öffentlichen Aufgabenbereichen 
zu berücksichtigen sind, ist ein Sachverhalt, der auch im Bil- 
dungsgesamtplan deutlich zum Ausdruck gebracht wird und von 
der Bundesregierung in Übereinstimmung mit den Regierungen 
der Länder stets betont worden ist. 

Die Bundesregierung wird bei der Aufstellung des Stufenplanes 
ihre Vorstellungen einbringen und mit den Ländern abstimmen; 
sie kann jedoch die Ergebnisse der Beratungen nicht einseitig 
vorwegnehmen, ohne die gemeinsame Planungsarbeit mit den 
Ländern im Rahmen des Artikels 91b GG zu gefährden. 


4. Teilt die Bundesregierung die in der Sitzung vom 24. Juni 1974 
vertretene Auffassung des Finanzplanungsrates, daß auch die 
Neuregelung der Lehrerausbildung und -besoldung, wie sie im 
April 1974 von der gemeinsamen Kommission der Innen-, Kultus- 
und Finanzministerkonferenz vorgeschlagen wurde, im mittel- 
fristigen Zeitraum nicht voll finanzierbar ist, zumal die Kosten 
der vorgeschlagenen Reform der Lehrerausbildung und -besol- 
dung noch nicht im Bildungsgesamtplan berücksichtigt sind? 


Die Regierungschefs des Bundes und der Länder haben am 
31. Mai 1974 den Bericht der Gemeinsamen Kommission der 
Konferenzen der Innenminister, der Kultusminister und der 
Finanzminister vom 2. April 1974 zur Neuordnung der Ausbil- 
dung und Besoldung der Lehrer dem Finanzplanungsrat zur 
Stellungnahme überwiesen. Der Finanzplanungsrat hat darauf- 
hin am 24. Juni 1974 aufgrund der finanziellen Aufwendungen, 
die zur Verwirklichung dieses Vorschlages notwendig wären, 
empfohlen, „eine neue Lösung für das Reformvorhaben zu 
suchen, die auf die absehbaren finanzwirtschaftlichen Möglich- 
keiten Rücksicht nimmt und die keine oder wesentlich geringere 
Auswirkungen auf das gesamte Besoldungsgefüge im öffent- 
lichen Dienst hat". Die für die Ausbildung der Lehrer zustän- 
digen Länder sind damit aufgerufen, den Vorschlag der Gemein- 
samen Kommission der Innen-, Kultus- und Finanzministerkon- 
ferenz erneut zu prüfen. 

Sobald die Länder demgemäß abgestimmte Lösungsvorschläge 
vorgelegt haben, wird diese Frage auch in der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung im Rahmen der Überlegungen 
zur Finanzierung des Bildungsgesamtplanes erörtert werden 
müssen. 


5. Welche Kosten verursacht der Vorschlag der gemeinsamen 
Kommission der Innen-, Kultus- und Finanzministerkonferenz 
zur Neuordnung der Lehrerausbildung und -besoldung, und in 
welchem Verhältnis stehen diese Kosten zu den Vorschlägen, 
die die Bundesregierung im 2. BesVNG gemacht hat? 

Die Gemeinsame Kommission der Innen-, Kultus- und Finanz- 
ministerkonferenz hat im April 1974 vorgeschlagen, ein zwei- 
gestuftes Lehramt 

— einheitliche Lehrämter für die Grundschule (Primarstufe) und 
Mittelstufe (Sekundarstufe I) 
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— Lehramt für die Oberstufe (Sekundarstufe II) und Sonder- 
schule 

einzuführen. 

Die Mehrkosten für die Neuordnung der Ausbildung und die 
verbesserte Besoldung, die im wesentlichen erst ab 1980 auf- 
treten würden, betragen unter Berücksichtigung der für 1980 
nach dem Bildungsgesamtplan angestrebten Lehrerzahlen und 
nach heutigem Kostenniveau ca. 1,6 bis 1,7 Mrd DM (einschließ- 
lich der Versorgungsbezüge). Dabei sind diejenigen Mehrkosten 
nicht berücksichtigt, die bei einer Verschiebung der Besoldungs- 
struktur der Lehrer durch nachfolgende Verbesserungen im 
übrigen Besoldungsbereich sowie im Tarifbereich entstehen 
würden. 

Durch die Verabschiedung des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes 
zur Vereinheitlichung und Neuordnung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern (2. BesVNG) würden demgegenüber kaum 
Mehrkosten entstehen, da das 2. BesVNG keine wesentlichen 
strukturellen Veränderungen hinsichtlich der Lehrerbesoldung 
vorsieht. 


6. Welche Beträge sind mittelfristig für die Bildungsfinanzierung 
in jedem Fall gesichert, und welche Maßnahmen des Bildungs- 
gesamtplanes können mit einem solchen Finanzsockel durch- 
geführt werden? Welche Relevanz haben für die Bundesregie- 
rung die bisher zum Bildungsgesamtplan genannten Eckwerte 
der Bildungsausgaben in 1975 in Höhe von 53,6 Mrd. DM, 57,2 
Mrd. DM bzw. 59,5 Mrd. DM? 

Die in der Frage genannten Eckwerte der Bildungsausgaben 
gehen auf Berechnungen des Jahres 1972 zurück und sind daher 
überholt. Für die Bundesregierung ist die hinter den Ausgabe- 
beträgen stehende sachliche Leistung von Bedeutung. So stiegen 
die Ausgaben für das Bildungs wesen in den Jahren 1970 bis 
1973 von 27,3 auf 45,8 Mrd DM und damit um fast 70 v. H., wäh- 
rend der öffentliche Gesamthaushalt sich im gleichen Zeitraum 
um rd. 45 v. H. erhöhte. Der Anteil des Bildungswesens am 
öffentlichen Gesamthaushalt nahm von 13,8 v, H. im Jahre 1970 
auf rd. 16 V. H. im Jahre 1973 zu. Zu den im Bildungsgesamtplan 
enthaltenen Maßnahmen sei beispielsweise darauf hingewiesen, 
daß sich etwa im Elementarbereich die Zahl der Plätze von 1970 
auf 1973 entsprechend den dort vorgesehenen Werten um 
26 V. H., die Zahl der Erzieher um 55 v. H. erhöht hat, was er- 
heblich über der Zielzahl des Bildungsgesamtplanes liegt. Nach 
dem am 12. Juli 1974 beschlossenen 4. Rahmenplan für den 
Hochschulbau werden - auch dies entspricht den Zielvorstellun- 
gen des Bildungsgesamtplanes - 1978 rd. 800 000 Studienplätze 
zur Verfügung stehen, das sind rd. 230 000 mehr als 1972. Die 
Gesamtaufwendungen für das Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz werden für 1974 ca. 2,2 Mrd DM und für 1975 3,2 Mrd DM 
betragen. Allein die im Jahre 1974 beschlossenen Leistungsver- 
besserungen der Ausbildungsförderung kosten mehr als 50 v. H. 
der Aufwendungen nach dem Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz im Jahre 1973. Dabei wird der im Bildungsgesamtplan für 
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1975 vorgesehene Anteil der zu fördernden Schüler im Sekun- 
darbereich II um ca. 25 v. H., der Anteil der zu fördernden Stu- 
denten um ca. 10 V. H. überschritten werden. Die Bundesregie- 
rung geht somit angesichts der heute erkennbaren Entwicklung 
und der Tatsache, daß in vielen Bereichen das für 1975 ange- 
strebte Programm bereits erreicht ist, davon aus, daß der Bil- 
dungsgesamtplan bis 1975 in seinen wesentlichen Punkten er- 
füllt wird. Der Stufenplan der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung bis 1978 (siehe Antwort zu den Fragen 1 bis 3) 
wird dazu im einzelnen Auskunft geben. 

Zum ersten Teil der Frage wird auf die Beantwortung der 
Fragen 1 bis 3 und 8 hingewiesen. 


7. Welche Konsequenzen ergeben sich für die Bildungspolitik und 
die Realisierung des Bildungsgesamtplanes aus der Tatsache, 
daß infolge der Wirtsdiafts- und Finanzpolitik der Bundesregie- 
rung die dem Bildungsgesamtplan zugrunde liegende Zuwachs- 
rate des Bruttosozialprodukts von jährlich 4,5 v. H. real (mitt- 
lere Variante) in den nächsten Jahren nicht erreichbar ist? 
Welchen Einfluß haben die Inflationsraten auf die Bildungs- 
investitionen, und welche Veränderungen ergeben sich für die 
früher als notwendig angesehene Höhe der Investitionen? 

Ein geringeres reales Wachstum des Bruttosozialproduktes engt 
zwangsläufig auch den öffentlichen Finanzierungsspielraum ein. 
Welche Auswirkungen sich daraus für die Bildungspolitik und 
die Höhe der Bildungsausgaben ergeben würden, muß unter 
Abwägung aller sachlichen Erfordernisse und der finanziellen 
Möglichkeiten sowie auf der Grundlage politischer Prioritäten- 
setzungen von Bund, Ländern und Gemeinden entschieden 
werden. 

Die Ursache für ein möglicherweise geringeres reales Wachstum 
des Bruttosozialproduktes in den kommenden Jahren liegt vor 
allem in außenwirtschaftlichen Einflüssen des letzten Jahres, die 
sich einer unmittelbaren Beeinflussung durch die Wirtschafts- 
politik der Bundesregierung weitgehend entziehen. Die Bundes- 
regierung hat mit ihrer Wirtschafts- und Finanzpolitik erreicht, 
daß die ungünstigen außenwirtschaftlichen Einflüsse für die 
weitere wirtschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik in 
engen Grenzen gehalten wurden. 

Festzuhalten bleibt, daß die Bundesregierung mit ihrer Stabili- 
tätspolitik in den vergangenen Jahren eine Verstetigung der 
Bildungsinvestitionen gesichert hat. Die Gesamtausgaben für 
den Bereich der Bildung sind teilweise sogar stärker als anvi- 
siert gewachsen. 
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